Kommunale Vereinbarung zum Thema Alkoholausschank an Jugendliche:

Gaststätten und andere angemeldete Veranstaltungen.

Zur Entstehung:    

Im Jahre 2004 kam es gehäuft zu Beschwerden und ordnungsbehördlichen Maßnahmen hinsichtlich von exzessivem Alkoholkonsums „ Komasaufen „ und/oder „Binge – Drinking“ von Jugendlichen im kommunalem Zuständigkeitsbereich.

Ausgangssituation war: 

Das Trinkverhalten Jugendlicher hat sich gravierend verändert. Bei Veranstaltungen mit hoher Jugendbeteiligung ( z. B. Abi - Feten ) wurde beobachtet, dass der Konsum von hochprozentigem Alkohol entgegen der Jugendschutzvorgaben stark zugenommen hat. 
Gleiche Phänomene waren bei gewerblich organisierten Veranstaltungen ( Halloween – Karnevalpartys etc. ) zu verzeichnen. „Flatrate Partys“ , „Tequila – Jägermeisterpromotion „ etc. führten dazu, dass  zunehmend stark alkoholisierte Jugendliche beider Geschlechter stationär behandelt werden mussten.
Ebenfalls stark zunehmend war die Eskalationen hinsichtlich Sachbeschädigungen und Schlägereien mit Körperverletzungen immer im Kontext  Alkoholkonsum.   

Nach Absprachen mit der Polizei, Jugendamt, Suchtberatung, Schulamt haben die kommunalen Fachdienste Gewerbeordnung und Sicherheit und Ordnung Veranstaltungen, die überwiegend von Jugendlichen und Heranwachsenden in einem Altersbereich zwischen 16 und 25 Jahren besucht werden, nur noch mit folgenden Auflagen nach §§ 5 und 12 Gaststättengesetz genehmigt:
1. Einsatz eines gewerblichen Sicherheitsdienstes ( 10 Personen ist Regelvereinbarung ) mit Einlasskontrolle auf Mitbringen von Alkoholika

2. Verweigerung des Zutritts sichtlich angetrunkener Personen. Alterskontrolle durch überprüfen des Personalausweises

3. Absolutes Branntweinverbot ( auch keine Cocktails oder Ähnliches )

4. Erhebung eines „Re-Entry“ ( bei Verlassen der Lokalität muss erneut Eintritt gezahlt werden, schränkt Konsum von mitgebrachtem Alkohol im Kofferraum , Rucksack etc. ein)
5. Keine Getränkepromotion für branntweinhaltige  Getränke ( z.B. „wilde Nacht“ von Jägermeister )

6. Verbot des Alkoholkonsums aus überdimensionierten Behältnissen ( Eimer – Saufen ) 

7. Verbot des Anbietens von alkoholischen Getränken  mit wirtschaftlichen Anreizen, ( Pauschalpreise z. B . Flatrate Party ) sowie mit Preisen weit unterhalb der Marktpreise ( Geiz ist geil Party )

8. Die Einhaltung der Maßnahmen wird durch den Außendienst regelmäßig kontrolliert.

Anfängliche Widerstände gegen diese Auflagen durch die Veranstalter wegen Wettbewerbsnachteilen oder abnehmender Besucherzahlen haben sich in der Zwischenzeit erübrigt, weil alle Beteiligten festgestellt haben, dass die Auflagen durchweg positive Wirkung zeigten und die Akzeptanz solcher Veranstaltungen in der Öffentlichkeit sich merklich verbessert hat.
Diese Vorgehensweise - insbesondere im Hinblick auf das Branntwein-Verbot und das Re-Entry - sind mittlerweile von benachbarten Kommunen übernommen worden.
Zu einem weiteren Problemfeld hat sich in den letzten Jahren die gesetzliche Möglichkeit zur Beauftragung der vorübergehenden Personensorge durch eine erziehungsbeauftragte Person entwickelt. Bei Überprüfungen wird immer wieder festgestellt, dass diese Auflockerung des Jugendschutzes häufig missbräuchlich genutzt wird (Unterschrift der Eltern gefälscht; beauftragte Person nicht bekannt, nicht auffindbar oder selbst nicht mehr ansprechbar). Viele Veranstalter haben in der Bewerbung ihrer Veranstaltung einen entsprechenden Vordruck im Internet zum downloaden zur Verfügung gestellt, um möglichst vielen Jugendlichen die Möglichkeit zu bieten, auch über 24:00 Uhr hinaus an der Veranstaltung teilzunehmen, wobei es dann häufig zu erhöhtem Alkoholkonsum dieser Jugendlichen kommen kann.

Um dem Alkoholmissbrauch hier gegenzusteuern, wird im Vorfeld mit den Veranstaltern dieses Thema erörtert, was vielfach zur Folge hat, dass die Veranstalter in der Bewerbung der Veranstaltungen darauf hinweisen, dass Jugendliche grundsätzlich nur bis 24:00 Uhr an der Veranstaltung teilnehmen dürfen.
Die Vorgabe des §4 Abs. 1 GastG (kein „Vorschubleisten des Alkoholmissbrauchs“ durch wirtschaftliche Anreize) wird in der Kommune Arnsberg absolute Priorität eingeräumt, auch entgegen der gelegentlichen Proteste der in der Branche tätigen Gewerbetreibenden.
Die Beschwerden hinsichtlich Vandalismus, Sachbeschädigung, Schlägereien und ärztlicher Versorgung von alkoholisierten Jugendlichen sind seit Beginn der Umsetzung dieser Vorgaben stark rückläufig.   

Alternativ werden z.B. zu Karneval oder Halloween seitens der städtischen Dienste in Kooperation mit der Polizei, den Schulen, der RLG (öffentlicher Linienbustransfer) und Gasstättenbetreibern alkoholfreie Veranstaltungen für Jugendliche im Alter von 12 – 16 Jahren angeboten. Die Veranstaltungen werden gut besucht und sind bei den Jugendlichen sehr beliebt.
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